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Text 

Durchsuchung und Zutrittsbeschränkung 

§ 3. (1) Sicherheitsbehörden und Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, den Zutritt 
von Passagieren zu einem in einem Sicherheitsprogramm gemäß § 2 festgelegten Sicherheitsbereich eines 
Zivilflugplatzes von ihrer Bereitschaft abhängig zu machen, ihre Kleidung, ihr Gepäck und die von ihnen 
mitgeführten persönlichen Gegenstände durchsuchen zu lassen, und sie im Falle der Weigerung vom Zutritt zum 
Sicherheitsbereich auszuschließen. Die händische Durchsuchung der Kleidung ist von einem Menschen 
desselben Geschlechts vorzunehmen. Soweit die Durchsuchung durch gelindere Mittel (z.B. den Einsatz von 
Röntgengeräten) durchgeführt werden kann, hat sie sich darauf zu beschränken. 

(2) Die Zutrittsbeschränkung gemäß Abs. 1 gilt nicht in Bezug auf 

 1. Personen, die von der zuständigen Behörde des Staates, in dem das Luftfahrzeug registriert ist, mit der 
Wahrnehmung von Sicherheitsaufgaben an Bord des Luftfahrzeugs betraut wurden; 

 2. Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes in Wahrnehmung dienstlicher Angelegenheiten; 

 3. ausländische Staatsoberhäupter, Regierungsmitglieder, diesen vergleichbare Persönlichkeiten und deren 
Begleitpersonen; 

 4. Personen in Begleitung eines Organs des öffentlichen Sicherheitsdienstes, insoweit die Begleitung in 
Wahrnehmung dienstlicher Angelegenheiten erfolgt; 

 5. Personen, denen vom Landespolizeidirektor, in dessen örtlichem Wirkungsbereich sich der 
Zivilflugplatz befindet, nach Durchführung einer ortsbezogenen Risikobewertung eine schriftliche 
Ausnahmegenehmigung erteilt wurde; eine solche kann nur öffentlich Bediensteten in Erfüllung ihrer 
dienstlichen Aufgaben oder dem Sicherheitspersonal des Zivilflugplatzhalters oder eines 
Luftbeförderungsunternehmens, sofern diesen Personen nachweislich eine Aufgabe im 
Sicherheitsbereich zukommt, erteilt werden. 

Andere mittels Verordnung gemäß § 74 Abs. 1 LFG festgelegte Bestimmungen über das Betreten oder Befahren 
der nicht allgemein zugänglichen Teile eines Zivilflugplatzes sowie die Rechte des Zivilflugplatzhalters, jedem 
das Betreten oder Befahren der nicht allgemein zugänglichen Teile des Zivilflugplatzes zu verweigern, bleiben 
unberührt. Ebenso unberührt bleibt das Recht des Inhabers eines Luftfahrzeuges, jedem das Betreten des 
Luftfahrzeuges zu verweigern oder den Zutritt eines Menschen entsprechend seinen Beförderungsbestimmungen 
zu dem von ihm innegehabten Luftfahrzeug von seiner Bereitschaft abhängig zu machen, sich und die von ihm 
mitgeführten Gegenstände durchsuchen zu lassen und ihm im Falle seiner Weigerung den Zutritt zu untersagen. 

(3) Werden bei einer Durchsuchung gemäß Abs. 1 in der Anlage 4-C der Verordnung (EU) Nr. 185/2010 
oder in einer Verordnung des Bundesministers für Inneres als verboten aufgelistete Gegenstände (verbotene 
Gegenstände) aufgefunden, ist der Betroffene vom Zutritt zum Sicherheitsbereich mit dem verbotenen 
Gegenstand auszuschließen. In der genannten Verordnung kann der Bundesminister für Inneres Waffen, 
Sprengstoffe oder andere gefährliche Geräte, Gegenstände oder Stoffe, die für unrechtmäßige Eingriffe, die die 
Sicherheit der Zivilluftfahrt gefährden, verwendet werden können, zu verbotenen Gegenständen erklären. 
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(4) Abs. 3 gilt nicht für verbotene Gegenstände, für deren Transport der Inhaber gegenüber der 
Sicherheitsbehörde oder den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes überwiegende berechtigte Interessen 
glaubhaft machen kann, insoweit das Luftfahrtunternehmen nachweislich seine Zustimmung zur Beförderung 
erteilt hat. 

(5) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, die Zutrittsbeschränkung nach 
Maßgabe des § 50 Abs. 2 und 3 SPG mit unmittelbarer Zwangsgewalt durchzusetzen. 

(6) Aus der Untersagung des Zutrittes entsteht gegenüber dem Bund kein Anspruch auf Erstattung des 
Beförderungsentgeltes. 


